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zen etwa 3 Va; das ist audi die Zahl, 
die die Bundesregierung genannt 
hat.

A U D O U A R D :  Audi da werden 
die Dinge vermutlidi untersdiied- 
lidi liegen. Idi bin der Meinung, 
daß der Konkurrenzkampf auf dem 
deutsdien Markt sehr viel härter 
wird. Und es wird vermutlidi in 
den einzelnen Brandien sidi letzten 
Endes dodi ein ganz untersdiied- 
lidies Bild ergeben. Aber idi darf 
Ihnen in dem Zusammenhang ein
mal die Einfuhrsteigerungen des 
Masdiinenbaus nennen. Die Ma- 
sdiineneinfuhr hat sidi in den elf 
Monaten 1965 immerhin um 28,2 “/o 
erhöht . . .

W IR T SC H A F T SD IE N ST ; . . .  gegen
über . . .  ?

A U D O U A R D ;  . . .  gegenüber 12*/o 
Steigerung von 1963 auf 1964. Dar
aus sehen Sie, wie sdiwierig die 
Situation ist. Wir sind im Masdii- 
nenbau inzwisdien sehr stattlidi 
mit der Einfuhr angewadisen. In 
den letzten zehn Jahren hat sidi die 
Einfuhr von Masdiinen verzehn- 
fadit.

W IR T SC H A F T SD IEN ST : W oran
liegt das? Liegt das an den Kosten 
und damit an den Preisen? Und 
gleidi eine Zusatzfrage: Sind nidit 
gerade auf dem Masdiinenbausek- 
tor andere Faktoren sehr viel widi- 
tiger als gerade der Preisfaktor?

W ir denken daran, daß auf dem 
Masdiinenbausektor praktisdi keine 
homogene Konkurrenzsituation be
steht. Es ist vielfadi so, daß eine 
bestimmte Masdiine A nur bei der 
Firma A gekauft werden kann und 
nidit bei der Firma B. Und nun stel
len wir uns mal vor, daß die Firma 
A eine ausländisdie und keine 
deutsdie ist!

A U D O U A R D :  N atürlidi gibt es 
soldie Fälle. Das hängt weitgehend 
mit der Integration zusammen. Und 
zwar meine idi jetzt nidit die poli- 
tisdien Integrationen ä la EWG 
usw., idi meine überhaupt die wirt- 
sdiaftlidie Integration. Aber zu
nädist einmal mödite idi Ihnen sa
gen, daß der für meine Begriffe 
e n t s c h e i d e n d e  Grund für die
se Zunahme gewesen ist, daß sidi 
der M asdiinenbau von 1949 an auf 
den Standpunkt gestellt hat; nur 
eine liberale Importpolitik kann 
uns dienlidi sein. Glauben Sie mir: 
Diese Elemente sind von entsdiei- 
dender Bedeutung, daß überhaupt 
den ganzen M asdiinenlieferern aus 
aller W elt die sozusagen verbriefte 
und garantierte Gewähr gegeben 
ist: Idi kann jetzt durdi Jah re hin- 
durdi diesen M arkt durdiforsten 
und ihn w irklidi betreiben. Wo hat 
denn die deutsdie Industrie irgend
wo im Ausland, einsdiließlidi der 
USA, die immer so tun, als ob sie 
sehr liberal wären, natürlidi audi 
einsdiließlidi Frankreidi, einsdiließ

lidi Italien, einsdiließlidi England, 
von den Überseem ärkten Japan 
usw. gar nidit zu spredien — wo 
haben die deutsdien Firmen jemals 
das Klima einer völligen Liberali
sierung gefunden? — Nirgends!

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  W ürden 
Sie hieraus irgendw eldiepolitisdien 
Konsequenzen ziehen wollen? W ür
den Sie meinen, man sollte bei uns 
von diesem liberalen Standpunkt, 
was den Import betrifft, herunter
gehen, oder würden Sie meinen, 
daß es besser wäre, sidi zu über
legen, ob es nidit im Interesse der 
deutsdien M asdiinenbauindustrie 
oder überhaupt der deutsdien In
dustrie besser wäre, zu gewissen 
Restriktionspraktiken überzugehen?

A U D O U A R D ;  Nein, Restriktions
praktiken würden wir niemals das 
W ort reden. W ir sind nadi wie vor 
der Meinung, daß die liberale Han
delspolitik uns sehr großen Nutzen 
gebradit hat . . .

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  . . .  und
audi in Zukunft bringen wird?

A U D O U A R D :  Ja. W ir tun dies 
natürlidi audi mit einem tränenden 
Auge, denn es gibt natürlidi bei 
uns Fadizweige, sogar in der Ma- 
sdiinenindustrie, die außerordent- 
lidi gesdiädigt sind durdi diese 
liberale Politik. Darüber müssen 
wir uns völlig k lar sein.

EWG-Kompromiß: Licht und Schatten
Die Ansidit ist weit verbreitet, daß die Krise der 

EWG erst am 30. 6. 1965 ausgebrodien ist. Diese 
Meinung ist unriditig. Bereits Mitte 1965 kamen näm- 

lidi widitige Entsdieidungen der EWG, beispielsweise 
zur Vollendung der Agrarfinanzierung, der Agrar
marktordnungen und vor allem der W irtsdiaftsunion 
nicht weiter. Seit dem Ausbrudi der Krise am 30. 6. 
1965 hat sidi diese Situation allerdings versdiärft. 
Außer dem fast völligen Stodcen der Verhandlungen 
der EWG mit Drittländern ist audi der Reditssetzungs- 
prozeß innerhalb der Gemeinsdiaft stedcen geblieben. 
In der Zeit vom 30. 6. 1965 bis Januar 1966 sind Vor
sdiläge zu 15 Verordnungen, 15 Riditlinien, 6 Entsdiei
dungen und I Empfehlung, die alle von der EWG- 
Kommission dem Ministerrat unterbreitet wurden, 
nidit mehr weiterbehandelt worden. Die Krise hatte 
aber wenigstens etwas Gutes: Sie bradite Klarheit

über den Kern der Sdiwierigkeiten der Gemeinsdiaft, 
und zwar auf drei Gebieten:

G rundübel: D ifferenzen in  der Außenpolitil<

Immer eindeutiger stellt sidi heraus, daß die Länder 
der Gemeinsdiaft in der Zielsetzung ihrer Außen- und 
Verteidigungspolitik auseinanderklaffen. H ier ergab 
sidi insbesondere audi ein bedauerlidier Untersdiied 
in der Zielsetzung zwisdien der Bundesrepublik und 
Frankreidi. W ährend die Bundesrepublik im wohlver
standenen Interesse ihrer Sidierheitspolitik die V er
bindung zu den Vereinigten Staaten keineswegs ge
fährden will, zielt Frankreidi auf das sogenannte 
„europäisdie Europa", das von den Vereinigten Staa
ten möglidist unabhängig eine eigene Politik treiben
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soll. Es ist klar, daß diese außen- und verteidigungs
politischen Meinungsverschiedenheiten negativ audi 
auf die EWG ausstrahlen.

Deutscher Schwerpunkt: Wirtschaftsunion

Die Bundesrepublik als Industrienation muß ein beson
deres Gewicht darauf legen, daß das Teilgebiet „W irt
schaftsunion" der EWG besonders weitergetrieben 
wird. Außer einigen Ansätzen in der W ettbew erbs
politik und bei der Reditsangleidiung ist aber leider 
die W irtsdiaftsunion nicht weitergekommen. Die Be
seitigung der W ettbewerbsverfälschungen in der Ge
m einsdiaft blieb im Ansatz stecken. Zur Beseitigung 
dieser W ettbewerbsverfälsdiungen innerhalb der Ge
meinschaft spielt dabei die Vereinheitlidiung der 
Steuersystem e innerhalb der EWG eine besondere 
Rolle.

Neben dem adm inistrativen Prozeß der Integration 
spielt der psychologisdie Faktor bei der Verschmel
zung der M ärkte in der W irtschaftspraxis eine beson
dere Rolle. Die Krise mit ihrer relativen Kürze von 
sieben M onaten hat erfreulidierweise nur in wenigen 
Fällen dazu geführt, daß Investitionen, die auf An- 
passungsmaßnahmen an den Gemeinsamen M arkt ab
zielten, unterblieben.

Bei der Agrarunion ist im Gegensatz zu häufigen 
französisdien Behauptungen festzustellen, daß hier er
hebliche Fortschritte erzielt werden konnten. Bezeidi- 
nend hierfür ist, daß 90 Vo aller Verordnungen der 
EWG sidi auf den A grarsektor beziehen.

Auch die Zollunion hat gute Fortschritte vor allem bei 
der Beseitigung der Zölle unter den M itgliedsländern 
gebracht. Hier sind 80®/o der Zölle inzwischen gesenkt 
worden. Im Unterschied hierzu ist die vor allem in der 
deutschen Zielsetzung eines möglichst freien W elt
handels liegende Kennedy-Runde nicht weitergekom
men. Es ist daher vordringlidi, daß hier möglichst bald 
das Verhandlungsmandat der Kommission erw eitert 
wird.

Risse und Gegensätze im Überbau

Mit Recht ist betont worden, daß Grundlage oder 
„überbau" einer editen Gemeinschaft der sogenannte 
„esprit communautaire" ist. Man muß heute die Frage 
stellen, wie wenig weit dieser Gemeinsdiaftsgeist ent
wickelt wurde, wenn es möglidi war, daß ein M it
gliedsland entgegen dem W ortlaut und dem Geist des 
Vertrages sieben Monate durdi die sogenannte Politik 
des leeren Stuhls eine Lähmung der Tätigkeit der Ge
meinsdiaft herbeiführte.

Ein w eiteres ernstes Handikap für die Gemeinschaft 
bleibt die untersdiiedlidie, ja  gegensätzlidie Auffas
sung über die Haltung der EWG nach außen. Bedauer- 
lidierweise sind audi hier die Antagonisten die Bun
desrepublik und Frankreidi. W ährend die Bundesre
publik eine möglidist weite „Öffnung" der EWG, ins
besondere wegen ihres sehr w iditigen Handels mit den

EFTA-Ländern vertreten  muß, vertritt Frankreidi, 
wenn auch mit einer gewissen abnehmenden Stärke, 
weiterhin ein merkantilistisdi-protektionistisches Kon
zept. Ein kürzlich ersdiienenes G utaditen des w iditigen 
französischen W irtsdiafts- und Sozialrates erklärt, daß 
eine Senkung der Zölle im Rahmen der Kennedy- 
Runde für die französische Industrie untragbar sei. Es 
wird nodi eines langen Prozesses des Umdenkens in 
Frankreidi bedürfen, bis sidi hier die Auffassungen 
mehr angenähert haben werden.

Die Kompromißlösung der Krise

Der Kompromiß zur Beendigung der EWG-Krise, der 
vor allem die Rückkehr Frankreichs nadi Brüssel 
brachte, kann folgendermaßen zusammengefaßt wer
den: Die bisherige Verflechtung der EWG-Märkte und 
vor allem die Unterstützung des Gedankens der euro- 
päisdien Integration in einer breiten Öffentlichkeit hat 
dazu geführt, daß keine Regierung es sich leisten kann, 
die EWG „platzen" zu lassen. Auch der Gaullismus 
muß einsehen, daß er die EWG nicht beseitigen kann. 
Im Gegenteil: Sicher ist heute, daß die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft den Gaullismus politisch über
leben wird.

Allerdings ist noch offen, ob die Verwirklichung der 
Beschlüsse von Luxemburg nicht zu einem Substanz; 
Verlust der EWG führen wird. Gerade das Nichtver
mögen der Sechs, sich in der Frage der M ehrheitsab
stimmung, dem eigentlichen Konzentrat einer echten 
Gemeinschaft, zu einigen, zeigt, daß hier die EWG 
auch in Zukunft dem Damoklesschwert eines eventuell 
erneuten Boykotts seitens Frankreichs nicht entronnen 
ist. Inwieweit die dynamische Kraft der EWG-Kommis- 
sion in Zukunft geschwächt werden wird, muß die 
praktische Anwendung der nunmehr revidierten Zu
sammenarbeit zwischen ihr und dem EWG-Ministerrat, 
der eine Aufwertung erfuhr, zeigen.

Bedauerlicherweise hat die siebenmonatige Krise der 
EWG auch zu einer weiteren Schwächung des soge
nannten Gemeinschaftsgeistes geführt. Es muß davon 
ausgegangen werden, daß alle M itgliedsländer dem 
französischen Beispiel zumindest insofern folgen w er
den, daß sie nunmehr fast ausschließlich und ausge
prägter als bisher beharrlich ihre nationalen Inter
essen verfolgen und noch stärker als bisher mit Miß
trauen um diese mit allem Nachdruck ohne Konzes
sionsbereitschaft feilschen werden. Die Bundesrepublik 
hat besondere Interessen auf dem Gebiet der W irt
schaftsunion. Sie wird in Zukunft stärker als bisher 
und mit einer größeren Unterstützung des Deutschen 
Bundestages darum kämpfen, daß alle Fortschritte in 
der EWG zumindest auch gleichrangig und gleichwertig 
auf dem Gebiet der W irtschaftsunion erfolgen. Inso
fern ist in Abwandlung eines W ortes des früheren 
französischen Landwirtschaftsministers Pisani für die 
Bundesrepublik festzustellen: „W ir sind stärker als 
bisher dazu gezwungen, Erfolge in der EWG auf dem 
Gebiet der W irtschaftsunion zu erreichen."

Dr. Heinz Commer, Bonn
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